
Oktober-Ticker

Eckpunkte für ein Bürokratie-
entlastungsgesetz beschlossen 
 
Die Bundesregierung hat am 30.8.2023 die 
vom Bundesministerium der Justiz (BMJ) 
vorgelegten Eckpunkte für ein Bürokratie-
entlastungsgesetz (BEG IV) beschlossen. 
Damit soll ein wesentlicher Beitrag zum 
Abbau von bürokratischen Hürden geleis-
tet und ein Vorhaben aus dem Koalitions-
vertrag umgesetzt werden. Es sollen u. a. 
die handels- und steuerrechtlichen Aufbe-
wahrungsfristen für Buchungsbelege von 
zehn auf acht Jahre verkürzt werden. 
Das Eckpunktepapier sieht unter anderem 
folgende Neuerungen vor: 
• Informationspflichten: Diese sollen auf 

Aktualität, Harmonisierungsmöglichkei-
ten und sonstige Ansatzpunkte zur Ent-
lastung für den Mittelstand überprüft 

• Wachstumschancengesetz 

• Kassensysteme, Photovoltaikanlagen, 

Limited, EÜR-Vordrucke 

• Neues zur Lohnsteuer und 

Sozialversicherung 

• Corona-Schlussabrechnungen, u. v. m.

werden. Dabei werden die Informations-
pflichten im Energierecht, im Außenwirt-
schaftsrecht, im Mess- und Eichwesen 
sowie im Rahmen der Wirtschaftsstatis-
tik, Gewerbe- und Handwerksordnung 
als auch in branchen- und berufsspezifi-
schen Verordnungen auf den Prüfstand 
gestellt. 

• Aufbewahrungsfristen: Die handels- und 
steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen 
für Buchungsbelege sollen von zehn auf 
acht Jahre verkürzt werden. 

• Hotelmeldepflicht: Die Hotelmeldepflicht 
für deutsche Staatsangehörige soll abge-
schafft werden. 

• Schriftformerfordernisse: Die Elektroni-
sche Form soll im Bürgerlichen Gesetz-
buch (BGB) die Regelform werden. 
Deshalb sollen zahlreiche Schriftformer-
fordernisse soweit wie möglich aufgeho-
ben werden. Auch soll der Rechtsverkehr 
für die Wirtschaft sowie für Bürgerinnen 
und Bürger vereinfacht und weitmög-
lichst digitalisiert werden. 

• Arbeitsverträge: Im Nachweisgesetz soll 
eine Regelung geschaffen werden, wo-
nach wie bereits bisher bei schriftlichen 
Arbeitsverträgen die Verpflichtung des 

Arbeitgebers, einen Nachweis der we-
sentlichen Vertragsbedingungen zu ertei-
len, entfällt, wenn und soweit ein 
Arbeitsvertrag in einer die Schriftform er-
setzenden gesetzlichen elektronischen 
Form geschlossen wurde. Entsprechen-
des soll für in elektronischer Form ge-
schlossene Änderungsverträge bei 
Änderungen wesentlicher Vertragsbedin-
gungen gelten. Ausgenommen werden 
sollen die Wirtschaftsbereiche und Wirt-
schaftszweige nach § 2a Abs. 1 Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetz. 

• Arbeitszeit: Für die Regelung zur Ertei-
lung von Arbeitszeugnissen in § 630 BGB 
soll ebenfalls die elektronische Form er-
möglicht werden. Das Arbeitszeitgesetz 
und das Jugendarbeitsschutzgesetz soll 
mit dem Ziel angepasst werden, dass die 
jeweiligen Aushangpflichten durch den 
Arbeitgeber auch erfüllt werden, wenn 
dieser die geforderten Informationen 
über die im Betrieb oder in der Dienst-
stelle übliche Informations- und Kommu-
nikationstechnik (etwa das Intranet) 
elektronisch zur Verfügung stellt, sofern 
alle Beschäftigten freien Zugang zu den 
Informationen haben. 

Anita Dormeier, b.b.h.-Dozentin
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Fälligkeit 
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Kirchensteuer 10. 10. 1 13. 10. 2 

Solidaritätszuschlag 10. 10. 1 13. 10. 2
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** Bei Zahlung durch Scheck ist diese erst mit dem dritten Tag nach Eingang des Schecks bewirkt.

Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Scheck/bar**               Überweisung

Beitragsnachweis          Beitragszahlung



• Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz: 
Das Schriftformerfordernis im Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetz für An-
träge auf Verringerung der Arbeitszeit 
und ihre Ablehnung sowie die Geltend-
machung des Anspruchs auf Elternzeit 
soll durch die Textform ersetzt werden. 

Darüber hinaus wird der Abbau von Büro-
kratie mit weiteren Maßnahmen flankiert. 
Hierzu soll zeitnah ein Bericht der Bundes-
regierung dem Deutschen Bundestag vor-
gelegt werden. Auch das BEG IV wird in 
den Bericht einfließen. 
Die Maßnahmen müssen nun noch in ein 
Gesetz einfließen. Auf Basis des Eckpunk-
tepapiers wird das (BMJ) nun schnellstmög-
lich einen Referentenentwurf für das BEG 
IV koordinieren. 
 
 
Aktuelles 
 
Wachstumschancengesetz verabschiedet 
Der Regierungsentwurf vom 29.08.2023 
mit 287 Seiten enthält gegenüber dem Re-
ferentenentwurf vom 14.07.2023 in Teilen 
deutliche Abweichungen. Hierbei wird 
auch ersichtlich, dass wohl nur ein be-
grenztes fiskalisches Volumen zur Vertei-
lung zur Verfügung steht, was dann auch 
erklären kann, wieso einige begünstigende 
Regelungen aus dem Referentenentwurf 
wieder rausgeflogen sind. Neu gegenüber 
dem Referentenentwurf ist die Ausweitung 
der degressiven AfA nach § 7 Abs. 2 EStG 
für bewegliche Wirtschaftsgüter mit An-
schaffung/Herstellung nach dem 30.09.2023 
und vor dem 01.01.2025. Ferner soll eine 
degressive AfA für Gebäude nach § 7 Abs. 
5a EStG-E in Höhe von 6 % mit Beginn der 
Herstellung im Zeitraum Oktober 2023 bis 
September 2029 kommen. Beide Maßnah-
men zusammen führen zu fiskalischen 
Mindereinnahmen von jährlich 2,5 Mrd. 
EUR. In Teilen wurde daher an anderer 
Stelle eingespart. Der bisher angedachte 
komplette Verzicht auf die Mindestbe- 
steuerung nach § 10d Abs. 2 EStG wurde 
aufgegeben. Vielmehr soll die Quote der 
Verrechnung von bisher 60 % auf 80 % 
(befristet von 2024 bis 2027) angehoben 
werden. Die bisherige Idee einer Verände-
rung der Verwendungsreihenfolge bei  

§ 34a EStG wurde auch wieder aufgege-
ben. Auch die Umwandlung von einer Frei-
grenze in einen Freibetrag bei der Zins- 
schranke nach § 4h Abs. 2 EStG wurde 
wieder fallen gelassen. 
Es bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber 
aus dem Wachstumschancengesetz noch 
ein Mini-Jahressteuergesetz macht. Am 
17.11.2023 soll im Bundestag die 2./3. Le-
sung stattfinden. 
 
 
Buchführung 
 
Kassen: Mitteilung des Widerrufs von 
Root-Zertifikaten 
Das BMF hat die Vorgaben für die Anzeige 
des Widerrufs von Root-Zertifikaten an  
das BMF festgelegt (BMF, Schreiben vom 
07.07.2023. 
Hintergrund: Das Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik hat nach § 5 
KassenSichV in Technischen Richtlinien die 
technischen Anforderungen an das Sicher-
heitsmodul, das Speichermedium und die 
einheitliche digitale Schnittstelle des elek-
tronischen Aufzeichnungssystems festzule-
gen. Dazu gehören auch die Anforderun- 
gen an die Public Key Infrastruktur (PKI). 
Anforderungen an die PKI für zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtungen sind in 
der Technischen Richtlinie BSI TR-03145 Teil 
5 niedergelegt. Zu den Anforderungen ge-
hört unter anderem, dass der Betreiber einer 
PKI für Technische Sicherheitseinrichtungen 
den Widerruf des Root-Zertifikats unverzüg-
lich dem Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) und dem Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik anzeigen muss. 
Aufgrund der entsprechenden Vorgaben 
der Tz. 4.3 der BSI TR-03145 Teil 5 ergehen 
folgende Regelungen im Einvernehmen mit 
dem Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI): 
Die Mitteilung hat auf elektronischem Weg 
an das Postfach IVD2@bmf.bund.de zu er-
folgen. 
In der Mitteilung sind folgende Daten auf-
zunehmen: 
• Name und Adresse des meldenden Be-

treibers der PKI 
• Genaue und eindeutige Bezeichnung der 

Root-CA 

• Zeitpunkt, zu dem der Widerruf erfolgt ist 
• Grund des Widerrufs 
 
Steuerbefreiung für Photovoltaikanlagen 
Das BMF hat ein Schreiben zur Steuerbe-
freiung von Photovoltaikanlagen (§ 3 Nr. 
72 EStG) veröffentlicht (BMF, Schreiben 
vom 17.07.2023). 
Hintergrund: Durch das JStG 2022 hat der 
Gesetzgeber steuerliche Anreize für die 
Anschaffung und den Betrieb von Photo-
voltaikanlagen geschaffen. Nach der Neu-
regelung des § 3 Nr. 72 EStG sind die 
Einkünfte aus dem Betrieb bestimmter 
Photovoltaikanlagen  rückwirkend seit dem 
01.01.2022 steuerfrei. Daneben unterlie-
gen die Lieferung, die Einfuhr, der innerge-
meinschaftliche Erwerb und die Installation 
begünstigter Photovoltaikanlagen seit dem 
01.01.2023 einem Nullsteuersatz, sodass 
der Betreiber bei der Anschaffung nicht 
mehr mit Umsatzsteuer belastet ist. Durch 
diese Maßnahmen sollen insbesondere Be-
treiber kleiner Photovoltaikanlagen von 
steuerlichen Pflichten entlastet und damit 
ein Anreiz zur Beschleunigung der Energie-
wende geschaffen werden. 
Das BMF führt nun u. a. aus: 
• Für Zwecke des § 3 Nr. 72 Satz 1 EStG ist 

die Bruttoleistung nach dem Markt-
stammdatenregister in Kilowatt (peak) 
(im Folgenden kW (peak)) maßgeblich 
(maßgebliche Leistung). 

• Begünstigt sind auch dachintegrierte und 
sog. Fassadenphotovoltaikanlagen. Die 
Photovoltaikanlage ist ertragsteuerlich als 
ein selbständiges bewegliches Wirt-
schaftsgut zu behandeln. 

• Freiflächen-Photovoltaikanlagen sind un-
abhängig von ihrer Größe nicht begüns-
tigt. 

• Es ist nicht erforderlich, dass der Betrei-
ber der Photovoltaikanlage auch Eigen-
tümer des Gebäudes ist, auf, an oder in 
dem sich die Photovoltaikanlage befin-
det. 

• Von der Steuerbefreiung nach umfasst 
sind Einnahmen und Entnahmen unab-
hängig von der Verwendung des von der 
Photovoltaikanlage erzeugten Stroms. 

• Für die Prüfung der Höchstgrenzen führt 
das BMF die objektbezogene und sub-
jektbezogene Prüfung auf. 
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sowie die Vordrucke für die Sonder- und 
Ergänzungsrechnungen für Mitunterneh-
merschaften und die dazugehörigen Anlei-
tungen für das Jahr 2023 bekannt gegeben 
(BMF, Schreiben vom 31.08.2023). 
Hierzu führt das BMF weiter aus: 
• Der amtlich vorgeschriebene Datensatz, 

der nach § 60 Absatz 4 Satz 1 Einkom-
mensteuer-Durchführungsverordnung 
(EStDV) in Verbindung mit § 87a Absatz 
6 AO durch Datenfernübertragung au-
thentifiziert zu übermitteln ist, wird nach 
§ 87b Absatz 2 AO im Internet unter 
www.elster.de zur Verfügung gestellt. 
Für die authentifizierte Übermittlung ist 
ein Zertifikat notwendig. Dieses wird 
nach Registrierung unter www.elster.de 
ausgestellt. Der Registrierungsvorgang 
kann bis zu zwei Wochen in Anspruch 
nehmen. 

• Die Anlage AVEÜR sowie bei Mitunter-
nehmerschaften die entsprechenden An-
lagen sind notwendiger Bestandteil der 
Einnahmenüberschussrechnung. Über-
steigen die im Wirtschaftsjahr angefalle-
nen Schuldzinsen, ohne die Berücksich- 
tigung der Schuldzinsen für Darlehen zur 
Finanzierung von Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten von Wirtschaftsgü-
tern des Anlagevermögens, den Betrag 
von 2.050 Euro, sind bei Einzelunterneh-
men die in der Anlage SZ (Ermittlung der 
nicht abziehbaren Schuldzinsen) enthal-
tenen Angaben als notwendiger Be-
standteil der Einnahmenüberschussrech- 
nung an die Finanzverwaltung zu über-
mitteln. 

• In der Anlage LuF können die Richtbe-
träge für Weinbaubetriebe und pau-
schale Betriebsausgaben für Holznut- 
zungen nach § 51 EStDV geltend ge-
macht werden. 

• Körperschaften übermitteln auf der An-
lage EÜR (ggf. neben der Anlage AVEÜR 
und/oder Anlage LuF) die Betriebseinnah-
men und -ausgaben bis zu Zeile 72. Die 
weitere Ermittlung der Einkünfte wird auf 
der Anlage GK zur Körperschaftsteuerer-
klärung vorgenommen. 

• Auf Antrag kann das Finanzamt entspre-
chend § 150 Absatz 8 der AO in Härte-
fällen auf die Übermittlung der stan- 
dardisierten Einnahmenüberschussrech-

• Werden die Voraussetzungen des § 3 Nr. 
72 EStG unterjährig erstmalig oder letzt-
malig erfüllt (z. B. aufgrund Veränderun-
gen bei den Wohn-/Gewerbeeinheiten 
im Gebäude, Änderung der maßgebli-
chen Leistung der Photovoltaikanlage, 
Über- oder Unterschreitung der 100,00 
kW (peak)-Grenze), findet die Steuerbe-
freiung nur bis zu bzw. ab diesem Zeit-
punkt Anwendung. 

• Investitionsabzugsbeträge, die in vor dem 
01.01.2022 endenden Wirtschaftsjahren 
in Anspruch genommen und bis ein-
schließlich zum 31.12.2021 noch nicht 
gewinnwirksam hinzugerechnet wurden, 
sind  rückgängig zu machen, wenn in 
nach § 3 Nr. 72 EStG begünstigte Photo-
voltaikanlagen investiert wurde. 

• Ausschließlich für Zwecke des § 35 a EStG 
ist bei Photovoltaikanlagen, die die Vo-
raussetzungen des § 3 Nr. 72 Satz 1 EStG 
erfüllen und die auf, an oder in zu eige-
nen Wohnzwecken genutzten Gebäuden 
montiert sind, zu unterstellen, dass diese 
bereits ohne Gewinnerzielungsabsicht 
betrieben werden. Bei Vorliegen der all-
gemeinen Anspruchsvoraussetzungen 
des § 35a EStG kann die Steuerermäßi-
gung gewährt werden. 

 
Löschung einer britischen Limited aus 
dem britischen Handelsregister 
Das BMF hat sich zu den steuerlichen Fol-
gen der Löschung einer britischen Limited 
aus dem britischen Handelsregister nach 
dem 31.12.2020 geäußert (BMF, Schreiben 
vom 19.07.2023). 
In dem Schreiben geht das BMF auf die fol-
genden Punkte näher ein: 
• Zivilrechtliche Behandlung einer Limited 

nach dem Brexit 
• Steuerliche Behandlung einer Limited 

nach dem „Brexit“ 
• Folgen der Löschung einer Limited im 

Companies House 
   - Behandlung nach britischem Gesell-

schaftsrecht 
   - Steuerliche Behandlung im Inland nach 

der Löschung 
   - Sonderfall „restoration“ 
Standardisierte Einnahmenüberschuss-
rechnung 
Das BMF hat die Vordrucke der Anlage EÜR 

nung nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz durch Datenfernübertragung 
verzichten. Für die Einnahmenüber-
schussrechnung sind in diesen Fällen Pa-
piervordrucke zur Anlage EÜR zu verwen- 
den. 

 
 
Lohnsteuer/Sozialversicherung 
 
Versicherungsschutz ausländischer Sai-
sonbeschäftigter 
Seit dem 01. Januar 2022 haben Arbeitge-
ber eine Meldepflicht über die Art der 
krankenversicherungsrechtlichen Absiche-
rung von Saisonbeschäftigten, die kurzfris-
tig beschäftigt sind. Das geht aus der 
Antwort der Bundesregierung (BT-Drucks. 
20/7659) auf eine Kleine Anfrage (BT-
Drucks. 20/7322) der Fraktion Die Linke 
zum „Sozialversicherungsschutz von aus-
ländischen Saisonbeschäftigten“ hervor. 
Demnach ist aus dem Meldedatensatz des 
Arbeitgebers erkennbar, ob die kurzfristig 
beschäftigte Saisonarbeitskraft als gesetz-
lich oder privat krankenversichert bezie-
hungsweise als anderweitig im Krank- 
heitsfall abgesichert gekennzeichnet ist. 
Darüber hinaus ist der Arbeitgeber ver-
pflichtet, den Nachweis eines Krankenver-
sicherungsschutzes zu den Entgeltunter- 
lagen zu nehmen. 
Weiter führt die Regierung aus, dass eine 
Person grundsätzlich dem System der so-
zialen Sicherheit des Staates unterliege, in 
dem sie beschäftigt sei. Eine in Deutsch-
land bei einem deutschen Arbeitgeber als 
Saisonarbeitskraft beschäftigte Person un-
terliege deshalb in der Regel dem deut-
schen System der sozialen Sicherheit 
einschließlich den Regelungen zur Kran-
kenversicherung. 
 
Dienstreisen mit dem privaten Fahrrad 
Die Bundesregierung hat sich zum Abzug 
der Fahrtkosten geäußert, die mit einem 
privaten Fahrrad des Arbeitnehmers durch-
geführt werden. Danach können die dem 
Arbeitnehmer entstandenen Fahrtkosten 
über den anhand der tatsächlichen Auf-
wendungen ermittelten persönlichen Kilo-
metersatz uneingeschränkt als Werbungs- 
kosten geltend gemacht werden. 



Wird eine beruflich veranlasste Auswärts-
tätigkeit ausgeübt, so gilt für die steuerli-
che Berücksichtigung der mit dieser 
Tätigkeit zusammenhängenden Fahrtkos-
ten, dass die dem Arbeitnehmer durch die 
persönliche Benutzung eines Beförde-
rungsmittels tatsächlich entstehenden Auf-
wendungen als Werbungskosten angesetzt 
oder in dieser Höhe durch den Arbeitgeber 
steuerfrei erstattet werden können. 
Benutzt der Arbeitnehmer dafür ein eige-
nes Fahrzeug, so zum Beispiel auch ein 
Fahrrad, ist der Teilbetrag der jährlichen 
Gesamtkosten dieses Fahrzeugs anzuset-
zen, der dem Anteil der zu berücksichti-
genden Fahrten an der Jahresfahrleistung 
entspricht. Dabei kann der auf Grundlage 
eines Zeitraums von 12 Monaten errech-
nete Kilometersatz so lange für jeden be-
ruflich gefahrenen Kilometer angesetzt 
werden, bis sich die Verhältnisse wesentlich 
ändern. 
Daneben hat der Gesetzgeber aus Verein-
fachungsgründen vorgesehen, dass an-
stelle der tatsächlichen Aufwendungen die 
Fahrtkosten für eine berufliche Auswärts-
tätigkeit auch in Höhe der pauschalen Ki-
lometersätze angesetzt werden können, 
die im Bundesreisekostengesetz (BRKG) für 
das jeweils benutzte Beförderungsmittel als 
höchste Wegstreckenentschädigung vor-
gesehen sind. 
In § 5 BRKG sind für folgende Fälle pau-
schale Kilometersätze vorgesehen: 
• für die Benutzung eines Kraftwagens,  

z. B. PKW 0,30 Euro und 
• für jedes andere motorbetriebene Fahr-

zeug 0,20 Euro für jeden gefahrenen Ki-
lometer. 

 
Sozialversicherung:  
SV-Meldeportal ersetzt sv.net 
Wer die A1-Bescheinigung elektronisch in 
sv.net beantragt, muss dies künftig, d. h. 
ab dem 04.10.2023, spätestens jedoch An-
fang 2024, im SV-Meldeportal vornehmen. 
Hierauf macht die Deutsche Rentenversi-
cherung Bund aufmerksam. 
Hintergrund: Die Sozialversicherungsträger 
sind gem. § 95a SGB IV gesetzlich ver-

pflichtet, eine Ausfüllhilfe zum elektroni-
schen Austausch von Meldungen, Beitrags- 
nachweisen, Bescheinigungen und Anträ-
gen zur Verfügung zu stellen. Am 
04.10.2023 wird das neue SV-Meldeportal 
freigeschaltet. In einer Übergangszeit bis 
zum 31.12.2023 kann das Vorläuferpro-
dukt sv.net uneingeschränkt weiterhin ge-
nutzt werden. 
Für die Nutzung des neuen Portals ist in der 
Regel eine Registrierung mit einem Unter-
nehmenskonto basierend auf einem Elster-
Organisationszertifikat erforderlich. Soweit 
eine deutsche betriebliche Steuernummer, 
die zur Einrichtung des Unternehmenskon-
tos benötigt wird, nicht vorhanden ist, ist 
eine Registrierung über die BundID als al-
ternative Zugangsmöglichkeit vorgesehen. 
Weitere Informationen zum SV-Meldepor-
tal erhalten Sie auf der Webseite „SV-Mel-
deportal”. 
 
 
Sonstiges 
 
Corona: Erneute Fristverlängerung zur 
Einreichung der Schlussabrechnung 
Die Frist zur Einreichung der Schlussabrech-
nung der Corona-Hilfen wurde erneut ver-
längert, und zwar vom 31.08.2023 auf den 
31.10.2023.  
Im Einzelfall kann eine Verlängerung der 
Schlussabrechnung bis zum 31.03.2024 in-
nerhalb der Schlussabrechnungsfrist bean-
tragt werden. Bereits beantragte und 
erteilte Fristverlängerungen, die bisher bis 
zum 31.12.2023 galten, werden automa-
tisch bis zum 31.03.2024 verlängert. 
Die Fristen gelten für die Schlussabrech-
nungen der Überbrückungshilfen I bis III 
und der November-/Dezemberhilfe (sog. 
Paket 1) sowie für die Überbrückungshilfe 
III Plus/IV (sog. Paket 2) und nicht für die 
Endabrechnung der Neustarthilfen, deren 
Einreichungsverfahren bereits seit länge-
rem abgeschlossen sind. 
Sofern bis zu den neuen Terminen keine 
fristgerecht eingereichten Schlussabrech-
nungen vorliegen, erfolgen Erinnerungs-
schreiben, Anhörungen bzw. dann auch 
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Rückforderungsbescheide von den jeweils 
zuständigen Bewilligungsstellen der Län-
der. 

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

SEMINARE NOV./DEZ. 2023 
„Aktuelle Buchungsfälle“ 
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„Umsatzsteuer 2023/2024“  
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